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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES

DES KANTONS SOLOTHURN

VOM
16. August 1988 Nr. 2420

:‘Definitive Genehmigung der Baulandumlegung “Vor
ber~a11mend“

Mit Beschluss Nr. 1285 voni 25. April 1988 hat der Regierungsrat
die von der Einwohnergemeinde Rickenbach unterbreitete Bauland
unlegung uYorbergallmendfl grundsätzlich genehmigt.

Die Gemeinde wurde beauftragt, die Baul.andurnlegung vermarken und
vermessen zu lassen; diesem Auftrag ist, sie nachgekommen. Der de
finitiven Genehmigung steht daher nichts im Wege. Die Gebührenbe
freiung wurde schon anlässlich der grundsätzlichen genehmigung
ausges~pro~he~. Die Geneh g~n~sgebuh~ i~t ebenfalls ~cbo-~i ~rbab4n
worden.

Es wird

beschlossen.

1. Die Baulandumlegung “Vorbergailmend“ der EinwohriergeE~jnde
Rickenbach wird im Sinne von § 21 der Verordnung über Bauland
umlegung und Grenzbereinigung vom 10. April 1979, gestützt auf
die eingereichten Unterlagen, definitiv genehmigt.

2. Die Amtschreiberei Olten-Gösgen, Olten, wird beauftragt, den
neuen Besitzstand im Grundbuch einzutragen.

3. Die Einwohnergemeinde Rickenbach wird beauftragt, das Inkraft
treten des neuen Rechtszustandes allen Beteiligten schriftlich
mitzuteilen.

Der Staatsschreiber
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Geht an:
- Bau-Departement (2) pw/ss
- Rechtsdienst pw (2)
- Departementssekretär

Amt für Raumplanung (3), mit 1 gen. Dossier mit Plan, Eigentü
mer- und F1~chentabe1le sowie Di,enstbarkeitenbereinigung alt
und neu

- Kreisbauamt II, 4600 Olten mit 1 gen. Dossier mit Plan, Eigen
tümer- und Flächentabelle sowie Dienstbarkeitenbereinigung alt
und neu

- Amtschreiberei Olten-Gösgen, Olten, mit 1 gen. Dossier mit
Plan, Eigentümer- und Flächentabelle sowie Dienstbarkeitenbe
reinigung alt und neu EINSCHREIBEN

- Katasterschatzung
- Baukommission der Einwohnergemeinde, 4613 Rickenbach
- Ammannamt der Einwohnergemeinde, 4613 Rickenbach (2), mit 1

gen. Dossier mit Plan, Eigentümer- und Flächentabelle sowie
Dienstbarkeitenbereinigung alt und neu EINSCHREIBEN

- Ingenieurbüro Buxtorf und Lerch, Dellenstrasse 75, 4632 Trim
bach

- Amtsblatt, Publikation:
“Einwohnergemeinde Rickenbach: Die Baulandumle
gung “Vorbergal1mend‘~ wird definitivgenehmigt.“
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AUSZUGAUS DEM PROTOKQLLDES REGIERUNGSRA-FES

DES KANTONS SOLOTHURN

VOM

14. Juli 1987 Nr. 2232

EG Rickenbach: Genehmigung der Grundlagen für die Bau
landumlegung “Vorberga11mefl~s~ / Abweisung
einer Beschwerde

Die Einwohnergernej~~~ Rickenbach unterbreitet die für

die Baulandurniegung (BLu) ~Vorberga1lrnen~~ notwendigen

Unterlagen nach § 10 BLU—V (Darstellung des Altbestandes

und Reglement über die speziellen Bedingungen) zur Geneh

migung.

Diese Unterlagen waren in der Zeitvom 11. Juli bis 10. August

1986 öffentlich aufgelegen. Dagegen ha;Den ver

schiedene Grundeigentjj~~~ beim Gemeinderat Einsprache

erhoben, die jedoch abgelehnt wurden, mit Ausnahme einer

Einsprache, die teilweise gutgeheissen wurde; aufgrund

dieser Gutheissung wurde der~um eine

kleine Parzelle ausgedehnt. Anstelle der öffentlichen

Auflage für diese Perimetererweiterung erfolgte eine

Mitteilung an alle an der Umlegung beteiligten Grundei

gentümer in schriftlicher Form mit dem Hinweis, dass

gegen diese Erweiterung auch Einsprache innert den n~ich—

stert 30 Tagen eingereicht werden könne (19. August 1986).

~<~n 1on~ ies
Amt für Raum p~anun~
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Gegen die abweisenden Entscheide des Gemeinderates haben

folgende Grundeigentümer beim Regierungsrat Beschwerde

eingereicht:

1. Markus und Cecilia Hürzeler—Peier, Bergstrasse,
Ri ckenbach
v.d. Dr. U. Glättli, Fürsprech und Notar, Martin
Distelistr. 26, Olten

2. A. und R. Wyrsch, Allrnendstr. 274, Rickenbach

3. Lilian und Pius Müller, Allmendstr. 289, Rickenbach

4. Conrad Büttiker, Vorbergailmend, Rickenbach.

Der Regierungsrat stellt fest und zieht in Erwägung:

1.

1. Alle Beschwerdeführer sind Grundeigentümer im Ge

biet, welches durch eine Baulandumlegung umgestal

tet werden soll, und vom Entscheid des Gemeinderates

berührt. Sie sind zur Beschwerde legitimiert. Auf

die rechtzeitig eingereichten Beschwerden ist des

halb grundsätzlich einzutreten.

2. Am 2. Juni 1987 führte das Bau—Departement mit

allen Beschwerdeführern und Gemeindevertretern

eine Parteiverhandlung in Rickenba.ch durch. Einzig

Beschwerdeführer Nr. 4 nahm entschuldigterweise

an dieser Verhandlung nicht teil. Er teilte aber

mit Schreiben vom 25. Mai 1987 mit, dass seiner

Beschwerde nichts beizufügen sei; er halte an allen

gestellten Anträgen fest.
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3. Die Beschwerdeführer Hürzeler, Wyrsch und Müller

haben aufgrund der Verhandlungen ihre Beschwerden

zurückge~og~n. Si~ werden somit gegenstandslos

und von der Geschäftskontrolle des Regierungsrates

abgeschrieben. Die geleisteten Kostenvorschüsse

werden zurückerstattet.

4. Im folgenden ist somit nur noch über die Beschwerde

Büttiker ein Entscheid zu fällen.

II.

1. Der Beschwerdeführer stellt den Antrag9 die Einwoh—

nergemeinde Rickenbach sei zu verhalten9 über das

BLU-Verfahren eine zweite Planauflage und Publika

tion anzuordnen. Zur Begründung wird angeführt,

eine Baulandumlegung mUsse sich nach § 84 Abs. 1

BauG auf einen rechtskräftigen Erschliessungs

und Gestaltungsplan stützen. Dieser habe jedoch

bei der Anordnung der BLU durch den Gemeinderat

am 1. Juli 1986 noch nicht vorgelegen, sei die

Ortsplanung doch erst mit der Publikation im Amts

blatt rechtskräftig geworden, und diese habe erst

am 31. Juli 1986 im Amtsblatt Nr. 31 stattgefunden.

Ferner beruft er sich auf einen Brief des Bau—Depar—

tementes vom 30. Juli 1986, worin erwähnt wird,

die Gemeinde habe zugesichert, das BLU—Verfahren

wegen teilweise falscher Rechtsmittelbelehrung
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zurückzuziehen und erneut mit dem richtigen Text

zu publizieren. Dies sei nun nicht geschehen9 daher

hätten verschiedene Interessierte nicht Einspra—

che erhoben9 nachdem er ihnen mitgeteilt habe9

es erfolge eine zweite Planauflage.

2. Der Einwand hinsichtlich Verletzung von § 84 Abs. 1

BauG geht aus verschiedenen Gründen fehl:

Zunächst handelt § 84 Abs. 1 BauG nicht davon9

die Einleitung einer Baulandumlegung müsse sich

auf einen Erschliessungs— oder Gestaltungsplan

stützen9 der rechtskräftig ist. Das Essentielle

einer Umlegung ist die Neuzuteilung, diese muss

sich auf eine rechtskräftige Erschliessungs— oder

Gestaltungsplanung stützen. § 84 Abs. 1 BauG kann

keinen andern Sinn haben: Die Neuzuteilung der

Grundstücke muss sich auf eine Erschliessungsplanung,

welche sich auf die Gr‘undstücksform auswirkt, ab

stützen. Für die Aufnahme des Altbestandes und

die Abgrenzung des Urnlegungsperimeters ist dies

nicht unbedingt notwendig. Dass dem so ist, zeigt

auch § 84 Abs. 1 BauG selbst, wo auch eine gleich

zeitige Auflage der Nutzungspl~ne als genügend

erachtet wird: Die Auflage der Neuzuteilung und

die Auflage der Erschliessungsplanung müssen auf

einander abgestimmt sein. Im vorliegenden Verfahren

geht es indessen erst um die Genehmigung des Alt—

bestandes und der speziellen Bedingungen.

Indessen würde der Einwand des Beschwerdeführers

auch dann ins Leere stossen, wenn schon im jetzigen

Stadium des Verfahrens die Erschliessungsplanung
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rechtskräftig oder aufgelegt sein müsste. Denn

heute, im massgebenden Zeitpunkt, wo der Regie—

rungsrat über die Genehmigung des alten Besitzstandes

und des Umlegungsperimeters zu befinden hat, ist

ja die Nutzungsplanung vorhanden, Und erst die

Genehmigung durch den Regierungsrat gibt ja diesen

Unterlagen rechtliche Wirkung. Der Einwand des

Beschwerdeführers stellt denn auch überspitzten

Formalismus dar, erklärter doch mit keinem Wort,

inwiefern die erst am 31. Juli 1986 nachgeholte

Genehmigung der Planung sich negativ auf das Bau

landumlegungsverfahxen ausgewirkt haben soll. Im

übrigen sei auf § 15 BauG verwiesen, der aufgelegter

Nutzungsplanung und erst recht solcher, die von

Gemeinde und Regierungsrat bereits genehmigt, aber

noch nicht publiziert ist, Vorwirkung zuerkennt.

3. Die Gemeinde publizierte die Baulandumlegung mit

der folgenden Rechtsmittelbelehrung:

~Gegen die Vorlagen kann innert der Auflagefrist Einsprache
bei der Einwohnergemeinde Rickenbach eingereicht werden.

Gegen den Entscheid über die Planauflage kann innert 10 Tagen
beim Regierungsrat Beschwerde erhoben werden.

Gegen die Planautlage erhob der Beschwerdeführer~

Beschwerde beim Regierungsrat, worauf ihm mitgeteilt

wurde, eine solche sei nicht möglich, weil das

Gesetz bei der Baulandumlegung keine Planauflagebe—

schwerde vorsehe (vgl. Schreiben vom 30. Juli 1986).

Aufgrund dieses Schreibens erhob Conrad Büttiker

Einsprache beim Gemeinderat (8. August 1986) mit

dem Begehren, die Gemeinde habe gemäss obigem Schrei—
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ben die BaulandumlegUflg erneut zu publizieren,

seine Begründung erfolge bei der zweiten Auflage.

Der Gemeinderat hiess am 11. August 1986 die Einspra—

che insoweit gut~, als dem Einsprecher Gelegenheit

gegeben wurde, innert zusätzlichen 30 Tagen Ein—

sprache zu erheben und diese auch zu begründen.

Er verzichtete jedoch auf eine erneute Publikation.

Mit Schreiben vom 16. September 1986 erhob Conrad

Büttiker innert der gesetzten Frist Einsprache

beim Gemeinderat mit den unter Ziffer II. 1. er

wähnten Begehren, welche der Gemeinderat abwies.

Zu recht:

Die Publikation einer Planauflage wird vorab vorge

nommen, um den betroffenen Grundeigentümern das

rechtliche Gehör zu gewähren. Aus dem Verzicht

des Gemeinderates auf eine erneute Publikation

ist dem Beschwerdeführer kein Rechtsnachteil er

wachsen. Und nur auf seinen persönlichen Rechts—

nachteil könnte er sich berufen. Der Gemeinderat

hat ihm die Möglichkeit gegeben, innert zusätzlichen

30 Tagen (analog Planauflage) seine Einwände gegen

die Grundlagen der BLU geltend zu machen. Mit diesen

zusätzlichen 30 Tagen hat der Gemeinderat ihm das

rechtliche Gehör gewährt, so dass er nicht anders

oder schlechter gestellt war als alle andern von

diesen BLU-~Unterlagen betroffenen Grundeigentümern.

Wenn er gegen die Unterlagen während dieser Frist

keine materiellen Einwände vorgebracht hat, hat

er sich dieses Versäumnis selbst zuzuschreiben.
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Die Beschwerde ist deshalb kostenfällig abzuweisen.

Es wird

1. Die Beschwerde Conrad Büttiker wird ab~ewjesen

2. Die Kosten des Verfahrens (inkl. Entsoheidgebuhr)

im Betrag von 400 Franken hat der Beschwerdeführer

ZU bezahlen. Der Kostenvorschuss wird Verrechnet

3. Die Beschwerden Hürzeler. Wyrsch und Müller werden

als durch Rückzug gegenst~~5~05 geworden von der

Gesch~ftskontr~ol1e abgeschrjeb~~

4. Die geleiste~e~ Kostenvorschüsse werden zurückerstat

tet.

5. Die Grundlagen (Darstellung des Altbestandes und

Reglement über die speziellen Bedingungen) für

die Durchführung der Baulandumlegung hVorbergall

mend~ der~Rickenbach werden ge~

nehmigt.

6. Die Einwohnerge~ei~~~ Rickenbach wird beauftragt9

aufgrund von § 87 Abs. 2 BauG das~

unter Beilage der Darstellung des Altbestandes

im Grundbuch anmerken zu lassen.

Der Staatsschreiber:

-
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Verteiler Seite 8



Kostenabrechnufl.~en

Dr.U.Glättli~~e~iI..d~. HUrzeler,RiCkeI~ba~qI~~

Rückerstattung des
KostenvorsChUSseS Fr. 400.—— (v. Kto. 119.57)

A. u. P. Wyrsch, Rickenbach

RuckerstattUflg des
KostenvorschuSseS Fr. 400.—-~ (v. Kto. 119.57)

L. und P. Müller, Rickenbach

Rückerstattung des
KostenvorschusSeS Fr. 400.—— (v. Kto. 119.57)

C. Büttiker, Rickenbach

KostenvOrSChUSs Fr. 400.—- (v. Kto. 119.57 auf
Verfahrenskostefl: Fr. 400.-- 2000.431.0 umbuchen)

Fr.

Einwohnergemeiflde Rickenbach (S~ts~-12~1ei Nr.192) ES

GenehmigungSgebühr Fr. 100.—- (Kto. 2000.431.0)
zahlbar innert
30 Tagen

Geht an:

- Bau—Departement (2) pw/br
— RechtsdieflSt pw
— Departementssekretär (86/156)
- Amt für Raumplanung (2)
- Fjnanzverwaltung/DebitOreflbUchhaltuflg (2)
— Finanzverwaltung (2), zum Umbuchen
— Bau—Departement (4) br (für Finanzverwaltung als Aus

gaben—Anweisung
— BaukommissiOn der Einwohnergemeinde, 4613 Rickenbach
- Ammannarnt der Einwohnergemeinde, 4613 Rickenbach,

mit Einzahlungsschein/EINSCHREIBEN
- Ingenieurbüro Buxtorf und Lerch, Tannwaldstr. 62,

4600 Olten
— Herrn Dr. ~Glättli, Fursprech u. Notar, Martin—Di—

stelistr. ≥6, 4600 Olten EINSCHREIBEN
— Herrn und Frau A. und R. Wyrsch, Allmendstr. 274,

4613 Rickenbach EINSCHREIBEN
- Herrn und Frau L. und P. Müller, Allmendstr. 289,

4613 Rickenbach EINSCHREIBEN
- Herrn C. Büttiker, Vorbergailmend, 4613 Rickenbach,

EINSCHREIBEN
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